Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2797 


Sachgebiet 7610 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen 

(Antrag der Abgeordneten Dr. Evers, Dr. Eyrich, 
Burger, Biediele, Dr. Schmidt (Wuppertal) und 

Genossen) 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

In Anbetracht der gestiegenen Lebenshaltungskosten und der 
ganz allgemein höheren Ansprüche in bezug auf den Lebens- 
standard erscheint der vor Jahren festgelegte Betrag von 
1000 DM, den jeder Sparer von seinem Sparkonto mit gesetz- 
licher Kündigungsfrist ohne Kündigung und ohne Zinsverlust 
monatlich zurückfordern kann, heute zu gering. 


B. Lösung 

Der vorliegende Entwurf schlägt die Verdoppelung des genann- 
ten Betrages vor. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Sdiriftlidier Beridit 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Evers, Dr. Eyrich, Burger, 
Biechele, Dr. Schmidt (Wuppertal) und Genossen eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das 

Kreditwesen 

— Drucksache VI/2131 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schachtschabei 


Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/2131 — wurde 
vom Bundestag in der 123. Sitzung am 13. Mai 1971 
in erster Lesung beraten und an den Ausschuß für 
Wirtschaft überwiesen. 

Die gesetzliche Begrenzung desjenigen Betrages, 
den ein Sparer ohne Kündigung und ohne finanziel- 
len Nachteil von seinem Sparbuch mit gesetzlicher 
Kündigungsfrist abheben kann {§ 22 Abs. 2 KWG) 
geht zurück auf eine Regelung der dreißiger Jahre, 
die damals als Folge der Bankzusammenbrüche in 
der Weltwirtschaftskrise zum Schutze der Kredit- 
institute vor übermäßigen Abhebungen erlassen 
wurde. Zunächst war die nachteils- und kündigungs- 
freie Abhebung auf 300 RM begrenezt. Dieser Be- 
trag wurde dann im Jahre 1938 auf 1000 RM erhöht. 
Das Kreditwesengesetz von 1961 hat diese Höchst- 
grenze unverändert übernommen. Liegen die Ab- 
hebungen eines Sparers über dieser Grenze, so hat 
er die Differenz zwischen der gesetzlichen Höchst- 
grenze und dem tatsächlich abgehobenen Betrag ge- 
mäß § 22 Abs. 3 KWG als Vorschuß zu verzinsen. 


Seit Jahren ist eine starke Sparneigung in allen 
Bevölkerungsschichten festzustellen, so daß kein 
akuter Anlaß gegeben ist, die seinerzeit erwarteten 
Abhebungen zum Nachteil der Kreditinstitute zu be- 
fürchten. Außerdem entspricht der seit 1938 unver- 
ändert geltende Höchstbetrag von 1000 DM nicht 
mehr den tatsächlichen Bedürfnissen der Sparer. 
Vornehmlich aus diesen Erwägungen hat die CDU/ 
CSU-Fraktion vorgeschlagen, den Höchstbetrag jetzt 
auf 2000 DM festzusetzen, wodurch keinesfalls der 
Schutz für die Kreditinstitute beeinträchtigt wird. 
Auch die Bundesregierung beabsichtigt, bei der an- 
stehenden Novellierung des Kreditwesengesetzes 
einen entsprechenden Vorschlag zu machen. 

Der Ausschuß hält es für zweckmäßig, gerade im 
Interesse der kleinen Sparer diese Regelung vorweg- 
zunehmen und empfiehlt dem Hohen Hause daher 
einstimmig, dem Gesetzentwurf in der vorgelegten 
Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 4. November 1971 


Dr. Schachtsdiabel 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2131 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 4. November 1971 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Stein (Honrath) Dr. Schachtschabei 

Stellv, Vorsitzender Berichterstatter 
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